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Auch  im  Jahre  2016  war  der  BAV  in  den  verschiedensten
Bereichen des Anstellungsverhältnisses für das Staatspersonal
des Kantons Basel-Stadt tätig. Neben den wiederum zahlreichen
individuellen  rechtlichen  Anfragen,  gehörte  das  Lohnprojekt
«Systempflege»,  der  Gesamtarbeitsvertrag  für  die  Spitäler
sowie  Änderungen  im  Bereich  der  Pensionskasse  den
Haupttätigkeitsfeldern  des  Verbandes.

I. Projekt Systempflege
Im Rahmen des Lohnprojektes «Systempflege» wurden bereits im
Jahre  2015  die  neuen  Lohneinreihungen  bekannt  gegeben  und
zahlreiche  Mitarbeitende  haben  von  der  Möglichkeit,  eine
anfechtbare Verfügung zu verlangen, Gebrauch gemacht. Zwischen
Herbst  2015  bis  Sommer  2016  sind  die  entsprechenden
Verfügungen  ergangen  und  es  ist  seither  zu  einigen
Einspracheverfahren  gekommen.

Aufgrund  der  Menge  der  Einsprachen  und  darauf  jeweils
folgenden Stellungnahme der Abteilung Vergütungsmanagement des
Zentralen Personaldienstes (ZPD) ist die Bearbeitung nicht nur
im Jahre 2016 sondern auch im laufenden Jahr stark in Verzug
geraten  und  per  Ende  November  2017  sind  nach  wie  vor
zahlreiche  Einspracheentschiede  des  Regierungsrates  nicht
ergangen. Bezüglich derjenigen Regierungsratsbeschlüsse, die
erfolgt  sind,  haben  sich  einzelne  Betroffene  für  einen
Weiterzug an das Verwaltungsgericht Basel-Stadt entschieden,
welches  nun  über  die  Korrektheit  der  Lohneireihungen  zu
befinden hat.

Gesamthaft ist die Situation im Zusammenhang mit dem Projekt
«Systempflege» äusserst unbefriedigend und häufig tritt die
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Situation ein, dass aufgrund der langen Dauer des Verfahrens
letztlich über eine Situation entschieden werden muss, die gar
nicht mehr aktuell ist, da sich die Anforderungen an eine
Stelle oder gar der Stellenbeschrieb seit der ursprünglichen
Einreihungsverfügung wieder geändert hat. Der BAV hat zusammen
mit  den  in  der  AGSt  zusammengeschlossenen  Verbänden  beim
Zentralen  Personaldienst  (ZPD)  und  im  Rahmen  der
sozialpartnerschaftlichen  Gespräche  mit  der
Regierungsdelegation  die  Situation  dargelegt  und  Massnahmen
für eine Beschleunigung des Verfahrens gefordert.

II. Gesamtarbeitsvertrag (GAV) Spitäler
Die öffentlich-rechtlichen Spitäler USB, FPS und UPK wurden
verselbständigt und nach einer Übergangsfrist von vier Jahren
unterstehen  die  Mitarbeitenden  bereits  dem  1.  Januar  2016
nicht mehr dem kantonalen Personalrecht. Deshalb musste mit
den  drei  öffentlich-rechtlichen  Spitälern  in  Basel-Stadt
(Universitätsspital,  Felix  Platter-Spital  und  Universitäre
Psychiatrische  Kliniken)  ein  Gesamtarbeitsvertrag  (GAV)
ausgehandelt  werden.  Der  GAV  regelt  seither  die
Anstellungsbedingungen,  wie  etwa  der  Kündigungsschutz,
Lohnfortzahlung bei Krankheit oder die Anzahl Ferientage. Der
Lohn wird im GAV nur in den Grundzügen geregelt, Einzelheiten
finden sich in den Reglementen der jeweiligen Spitäler. Wie
sich  bereits  im  ersten  Jahr  abgezeichnet  hat,  hat  sich
aufgrund  der  Verselbständigung  für  die  Mitarbeitenden
zumindest im Bereich der Anstellung nicht sehr viel verändert.

Erstmals  im  Jahre  2017  geführt  worden  sind  die  im  GAV
vorgesehenen Lohnrunden. Der BAV hat dabei in der Person des
Vorstandsmitglieds Werner Weisskopf bzw. ihn stellvertretend
der Sekretär aktiv mitgewirkt und es konnten – wenn auch nur
leichte – Lohnerhöhungen in allen drei Spitälern ausgehandelt
werden.

Das  Universitäts-Kinderspital  beider  Basel  (UKBB)  verfügte
bereits seit mehreren Jahren über einen Kollektivvertrag. Im



Zuge der Schaffung des neuen GAV’s für die drei oben genannten
Spitäler  wurde  auch  der  Kollektivvertrag  des  UKBB  leicht
angepasst. Die entsprechenden Neuerungen sind per 1. Januar
2017 in Kraft getreten.

III.  Neuer  Vorsorgeplan  in  der
Pensionkasse
Mit Beschluss vom 5. Dezember 2017 hat der Regierungsrat des
Kantons Basel-Stadt auf Vorschlag der Vorsorgekommission einen
neuen Vorsorgeplan genehmigt. Dies wurde notwendig, da der
Verwaltungsrat  auf  das  gleiche  Datum  hin  den  technischen
Zinssatz von 3.0% auf 2.5% senkt und in gleichem Zuge die
versicherungstechnischen Grundlagen aktualisiert werden.

Diese  Massnahmen  haben  zur  Folge,  dass  sich  der
Umwandlungssatz im Alter 65 per 1. Januar 2019 von 5.80% auf
neu 5.44% reduziert. Gemäss Aussagen der Arbeitgeberseite ist
jedoch zu erwarten, dass aufgrund des günstigen Risikoverlaufs
bei  den  Aktivversicherten  diese  Senkung  weitgehend
ausgeglichen  werden  wird.

IV. Rechtsschutzanfragen
Wiederum rege genutzt worden ist der Rechtsschutz des BAV. Das
Rechtsschutzreglement sieht vor, dass der Sekretär des BAV den
Verbandsmitgliedern  zur  Besprechung  und  Behandlung
dienstlicher  und  beruflicher  Fragen  unentgeltlich  zur
Verfügung  steht.  Soweit  Verbandsmitglieder  vom  Verband  im
Rahmen  von  Einsprachen,  Rekursen  etc.  rechtliche
Verbeiständung benötigen, wird diese den Verbandsmitgliedern
vom Verbandssekretär gewährt.

Die häufigsten Themen im Jahre 2016 waren wiederum Anfragen
zu:

Massnahmen des Arbeitgebers:
Zahlreiche Mitglieder fragen beim Sekretariat um Rat und



Rechtsschutz,  wenn  sie  von  personalrechtlichen
Massnahmen  wie  beispielsweise  einem  schriftlichen
Verweis  oder  einer  Änderung  des  Aufgabengebietes
betroffen  sind.
Anfragen  im  Zusammenhang  mit  der  Beendigung  des
Arbeitsverhältnisses:
Auch bei einer Beendigung des Arbeitsverhältnisses – sei
es durch eine Kündigung des Arbeitgebers oder durch eine
Auflösungsvereinbarung – ist regelmässig eine rechtliche
Beratung angezeigt.
Anfragen im Zusammenhang mit der Entlöhnung:
Das  Projekt  «Systempflege»  wurde  umgesetzt,  woraus
zahlreiche Anfragen und Beratungen resultierten (siehe
dazu oben I).

Ebenfalls  rege  genutzt  wird  der  vom  BAV  angebotene
Rechtsschutz  ausserhalb  des  Personalrechts.  So  haben  die
Mitglieder die Möglichkeit, beim Anwalt des Verbandes einmal
pro Jahr eine unentgeltliche Rechtsauskunft in privaten, nicht
das Arbeitsverhältnis betreffende Angelegenheiten einzuholen.
Im Zentrum stehen dabei Anfragen aus den Bereichen Familien-,
Erbschafts- und Vertragsrecht.

V. Ausblick für das Jahr 2018
Bereits  jetzt  abzusehen  ist,  dass  im  kommenden  Jahr  das
Projekt  «Systempflege»  die  Verantwortlichen  des  BAV  stark
beanspruchen wird; wie dargelegt sind nach wie vor zahlreiche
Einspracheverfahren  hängig  und  werden  vom  Sekretariat  des
Verbandes betreut.

Dauerhaft beschäftigen wird den BAV die Umsetzung und Pflege
des Gesamtarbeitsvertrages für die Spitäler inkl. dem UKBB.
Auch bei der Universität Basel dürfte mit einigen Tätigkeiten
verbandsseitig zu rechnen sein. Sodann ist zu erwarten, dass
auch Fragen zur Pensionskassenregelung ein «Dauerbrenner» sein
werden.



Zum  Jahresende  möchte  sich  das  Sekretariat  des  BAV  bei
sämtlichen Mitgliedern für ihre Treue zum Verband bedanken und
wünscht  ihnen  sowie  sämtlichen  Leserinnen  und  Lesern  eine
geruhsame Weihnachtszeit und alles Gute für das kommende Jahr.


